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Hanne Wurzel

Vorwort

Im November 2011 wurde die Öffentlichkeit erstmals mit dem selbst ernann-
ten »Nationalsozialistischen Untergrund« konfrontiert. Seitdem  beschäftigt 
dieser Untersuchungsausschüsse, Staatsanwälte und Gerichte, Presse und 
zivilgesellschaftliche Akteure, die sich um Aufklärung bemühen – kaum 
jedoch die politische Bildung. Was sollte das Thema auch unsere Profes-
sion angehen? Die Verkürzung ausschließlich auf die Morde, Anschläge 
und auf die ausgebildeten terroristischen Strukturen führt zwangsläufig 
zu einem Achsel zucken – ein Problem der Sicherheitsbehörden, keines-
wegs eine Herausforderung für die politische Bildung. Doch der »NSU-
Komplex« umfasst mehr. Er ist aus dem Rechtsextremismus der 1990er-
Jahre hervorgegangen. Die Akteure, die der sogenannten Zwickauer Zelle 
zugerechnet werden, und jene, die als mutmaßliche Helfer und Unterstüt-
zer gelten, sind bereits in jungen Jahren radikalisiert worden – über ein 
rechtsextremes subkulturelles Milieu. Ihre Biografieverläufe zeigen, wo 
 Interventionsmöglichkeiten bestanden hätten – in den Familien, über Hil-
fen zur Erziehung, in der Schule, über Sport(vereine), Jugendarbeit und spä-
ter über Bewährungshelfer und Sozialarbeit.

Der Blick auf die Opfer des NSU hingegen zeigt, dass das leitende Mo -
tiv für seinen Terror Rassismus war. Neun der zehn von den  Terroristen 
erschossenen Menschen – Enver Şimşek, Abdurrahim Özüdoğru,  Süleyman 
Taşköprü, Habil Kiliç, Mehmet Turgut, Ismail Yaşar,  Theodoros Boulga-
rides, Mehmet Kubaşık und Halit Yozgat – waren Einwanderer der ersten 
und zweiten Generation. Sie gingen alle einer Beschäftigung nach, einige 
als erfolgreiche Kleinunternehmer, die sich unter großem Arbeitseinsatz 
eine eigene Existenz aufgebaut hatten. Aus der Mordserie sticht in Bezug 
auf das Motiv einzig der Mord an der Polizistin Michèle Kiesewetter her-
vor. Bis heute ist ungeklärt, warum sie sterben musste.

Einwanderern galt im Übrigen auch der Anschlag auf einen kleinen 
Lebensmittelladen in der Kölner Probsteigasse 2001. Der Anschlag auf die 
Kölner Keupstraße drei Jahre später richtete sich indes nicht gegen einen 
konkreten Gewerbehandelnden, er sollte die Straße als solche treffen. Sie 
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war und ist weit über die Stadt hinaus ein Symbol: Viele kleine, von Ein-
wanderern gegründete Läden – Lebensmittel- und Bekleidungsgeschäfte, 
Restaurants, Friseure – prägen das Bild der Keupstraße, in der »neue Deut-
sche« neben »alten« Tür an Tür leben. Getreu ihrem Motto, »Taten statt 
Worte«, versuchte die sogenannte Zwickauer Zelle, Einwanderer aus Süd-
europa, ihre Familien, Freunde und Communitys zu treffen. Sie waren die 
Einzigen, die die Botschaft erahnten und früh davon sprachen, dass nur 
Rassismus als Motiv infrage komme.

Diese Hintergründe führen die gesellschaftliche Dimension des NSU-
Komplexes vor Augen. Ausführlich und in aller Breite wurde in der Öffent-
lichkeit und in den Untersuchungsausschüssen des Bundes und in einigen 
Ländern über die Ermittlungsfehler und Versäumnisse der Sicherheitsbe-
hörden diskutiert. Doch immer nur darauf zu verweisen, ist wohlfeil. Auch 
die Presse und die Wissenschaft entwickelte keine eigenen Theorien. Und 
aus der Zivilgesellschaft kamen keine Reaktionen, als im Frühjahr 2006 
rund zweitausend Menschen, vorwiegend türkisch-deutsche Familien und 
die Angehörigen der Opfer, in Kassel unter dem Motto »Kein 10. Opfer« 
demonstrierten.

Diese verschiedenen Ebenen beziehungsweise Zugänge zum NSU-Kom-
plex zeigen vielfältige Anknüpfungspunkte für die politische Bildung – 
denen sich die Profession aber bisher kaum stellt.

Die Bundeszentrale für politische Bildung setzt sich seit vielen Jahren mit 
dem Thema Rechtsextremismus auseinander. Sie entwickelte eigene Infor-
mationsformate und Konzepte und förderte entsprechende Vorhaben von 
Trägern der politischen Bildung sowie von engagierten Vereinen und Initia-
tiven. Doch auch uns überraschten, trotz dieses breiten Engagements, die 
Entdeckung des NSU und der damit offenbarte Rechtsterrorismus. Intensiv 
begannen wir, die öffentlichen Diskussionen zu verfolgen, analysierten die 
Empfehlungen des NSU-Untersuchungsausschusses auf Bundesebene und 
der Ausschüsse der Länder, machten uns ein Bild vom Prozess gegen das 
mutmaßliche Mitglied der NSU-Terrorzelle Beate Zschäpe sowie gegen die 
vier mutmaßlichen Unterstützer in München und besuchten Vorträge, Dis-
kussionsveranstaltungen und Theaterinszenierungen zur Thematik.

Daraus erwuchs der Wunsch, eine Fachtagung zu konzipieren, die die 
rassistische Mord- und Anschlagsserie des Terrors von Rechts zum Anlass 
nimmt, die Arbeit der politischen Bildung in diesem Feld zu ref lektieren. 
Der Titel der Veranstaltung, die wir gemeinsam mit der Landeszentrale 
für politische Bildung Sachsen-Anhalt Anfang November 2014 in Magde-
burg durchführten, lautete: »Zäsur? Politische Bildung nach dem NSU« – 
so wie auch der Titel des vorliegenden Sammelbands. Bewusst als Frage 
und damit als offener Prozess formuliert, skizzierten Politikerinnen, poli-
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tische Bildner und Bildnerinnen und in zivilgesellschaftlichen Initiativen 
aktive Menschen ihre Perspektiven zur Thematik. Unser Wunsch war und 
ist es, eine Diskussion anzustoßen. Die Fachtagung erachte ich dabei nur 
als ersten Schritt eines solchen Ref lexionsprozesses, den wir mit dem vor-
liegenden Sammelband für eine breitere interessierte Öffentlichkeit öff-
nen möchten.

Die Bundeszentrale für politische Bildung veranstaltet selbst oder in Ko -
operation dutzende Veranstaltungen jährlich und fördert noch einmal deut-
lich mehr an solchen, die von unterschiedlichen Trägern realisiert werden. 
Von Tagungsdokumentationen im Rahmen unserer Schriftenreihe wurde 
indes vor langer Zeit schon Abstand genommen, zu groß war der damit ver-
bundene Aufwand, und mitunter ist das Interesse an den Themen nicht so 
stark wie erhofft. Insofern ist dieses Buch eine Ausnahme und unterstreicht 
damit den Stellenwert, den die Diskussion um die politische Bildung nach 
dem NSU für uns hat.

Meines Erachtens deutet es sich vor dem Hintergrund der Beiträge und 
Diskussionen in Magdeburg an, dass wir als politische Bildnerinnen und 
Bildner unsere Rollen überdenken sollten. Es gilt, neue Zielgruppen zu 
erschließen, unsere Perspektive auf das Thema zu weiten (vor allem durch 
die Integration der Perspektive Betroffener) und neue Formate zu entwi-
ckeln. Förderlich wäre es dabei auch, stärker in einen interdisziplinären 
Austausch mit anderen Professionen zu treten – nicht nur mit Wissenschaft, 
sondern auch mit Sozialer Arbeit. Gerade hier liegen Expertisen brach – 
hinsichtlich Zugängen, Zielgruppen und Bedarfen politischer Bildung.

Oft setzt politische Bildung in der Auseinandersetzung mit Rechtsextre-
mismus vor allem darauf, Wissen zu vermitteln. Doch es braucht auch eine 
Haltung, eine Positionierung. Ein Einstehen für die eigenen Werte, für ein 
plurales, friedliches gesellschaftliches Miteinander. Politische Bildung setzt 
darauf, Menschen für Politik zu interessieren, es ihnen zu ermöglichen, 
sich eine Meinung zu bilden, und sie zu befähigen, gemeinsam in der Dis-
kussion auszuhandeln, wie unsere Demokratie gestaltet werden soll. Dafür 
aber braucht es, wie gesagt, Menschen mit klarer Haltung, die damit auch 
Reibungsf läche bieten – gleichwohl aber vorleben, dass Demokratie nicht 
gleichbedeutend mit einem alle Widersprüche nivellierenden Konsens ist, 
sondern ein fortwährender Aushandlungsprozess darüber, wie wir leben 
wollen. Wir alle, miteinander.


